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Desorganisation gefährdet die Ernte
„Technisierung der Landwirtschaft" versagt —
Seit Wochen werden in  der Zone —  namentlich in  den K le in ­

städten —  Hausfrauen, Schulkinder und sogar Rentner g e ­
zwungen, sich zu „vorübergehenden Arbeitseinsätzen“  in  der 
Landwirtschaft zu verpflichten. H in ter dieser Regierungsverord­
nung verb irgt sich ein Maß an staatlicher M ißwirtschaft und 
Desorganisation, das einen T e il der vielversprechenden Ernte 
zu vernichten droht. W ertvo lle Maschinen liegen  still, w e il nie­
mand da ist, der ihren Einsatz zu lenken weiß. Andere ver­
rotten auf freiem  Eeld, w eil ein geringfügiges Ersatzteil feh lt.
Arbeitskräfte fehlen, w eil d ie K V P -W erbung auch während der 
Ernte unvermindert . vorangetrieben w ird . Durch eine Fü lle 
kurios anmutender Fehlplanungen w ird  wertvollstes Yolksver- 
m ogen verschleudert und die Hoffnung der Zonenbewohner auf 
eine bessere Versorgung m it Lebensm itteln enttäuscht.
Das Dilemma begann m it dem 

„T a g  der Erntebereitschaft“ . 
M ehr als 400 MTS-Stationen ga ­
ben gefälschte Berichte über den 
Zustand von Maschinen und 
Traktoren ab. Sie verließen sieh 
auf Zusagen der Industrie, die 
ihnen rechtzeitige L ieferung von 
Ersatzteilen versprach. Bei Ern­
tebeginn waren einsatzunfähig: 
Im  Bezirk Rostock: 34 Prozent 
a ller Maschinen, Neubranden­
burg: rund 30 Prozent, E rfurt: 
41 Prozent, Le ip zig  38 Prozent.

Das zweite Dilemma lag  bei 
den Arbeitskräften. In  jedem1 
Jahr kamen bisher rund 150 000 
„ fre iw illig e “ F D J  - Erntehelfer 
auf das Land. Reichte dies 
nicht aus, fü llte die Armee die 
Lücken. Ganze KVP-Regim enter 
wurden m it Zugmaschinen und 
L k w ’s fü r die Produktionsge­
nossenschaften eingesetzt. Und 
diesmal?

Zu fein für die Sense
1954 meldeten sich viele FD  J- 

Erntebrigaden nach dem Land­
einsatz „ fre iw illig “ geschlossen 
zur K V P . 1955 kommen aus 
eben diesem Grunde erst 
gar keine Brigaden mehr zu­
stande. 1954 wurde die K V F - 
W erbung auf dem Lande wäh­
rend der Ernte ausgesetzt. 1955 
werden Bauernsöhne m itten aus 
der Erntearbeit in die Kasernen 
geholt. Und um die K V P -W er- 
bung nicht negativ zu beeinflus­

sen, hat man diesmal Abstand 
davon genommen, die bereits 
rekrutierten Bauernsöhne und 
Landarbeiter auf Ernteurlaub 
heimzuschicken. Denn —  fü r die 
K V P  werben, würden diese Jun­
gen gerade nicht!

So kommt es, daß es diesmal 
nicht einmal genügend Trakto­
risten gibt. D ie im  Rahmen der 
Aktion „A rbeiter aufs Land“ 
eingesickerten SED-M itglieder 
sind kein Ersatz. Sie haben aus­
nahmslos politische Funktionen 
ergriffen. Das Äußerste, was sie 
sich zumuten, ist die A rbeit als 
Mechaniker oder Betriebselektri­
ker in einer M TS. W er aber 
w ill die auch heute noch unver­
meidliche Sense schwingen, die 
Garben bündeln und das Stroh 
einfahren? W o die berühmten 
Mähdrescher verrostet in  den 
Schuppen stehen, w eil irgend­
w o ein nichtaufzutreibendes 
Schräubchen fe h lt . . .

SED vergrößert« das Chaos
Man kann nicht sagen, daß 

der SED diese Situation unbe­
kannt gewesen ist. N u r hat sie 
falsch, und vo re ilig  reagiert. A n ­
statt die technischen Schwierig­
keiten zu erkennen, „säuberte“ 
sie ausgerechnet v ier Wochen 
vor der Ernte ih r Landw irt- 
schaftsministerium. Und da bei 
solchen Säuberungen immer die 
politisch besten Genossen ü brig ­
bleiben, die andererseits nicht

KVP darf nicht helfen
immer gerade die fachlich be­
sten sind, sieht das fo lgender­
maßen aus: Referen t fü r A r ­
beitskräftelenkung wurde ein 
ehemaliger Plakatzeichner, für 
den Einsatz von Mähdreschern 
zeichnet ein  präm iierter Fuß­
baller verantwortlich1, der früher 
irgendwann einmal Autoschlos­
ser gewesen ist.

Bauern sind verärgert
Ehe diese neuen Leute das 

erstemal eine M TS  inspizieren 
konnten, hatte die Ernte begon­
nen. Und anstatt nun zu retten, 
was zu retten war, ergingen sie 
sich in hochnotpeinlichen Un­
tersuchungen gegen ihre V or­
gänger, denen das Ganze ver­
mutlich als Sabotage zur Last 
gelegt w ird.

D ie Bauern haben —  w ie 
könnte es anders sein —  diese 
Entwicklung m it wachen Augen 
verfo lgt. Und sie sind m it Recht 
verärgert: Dazu kommt, daß 
sich v ie le  Angehörige von „P ro ­
duktionsgenossenschaften“  be­
trogen fühlen.

Enorme Verlustquote
In  dieses Chaos strömen jetzt 

die zwangsverpflichteten Haus­
frauen, Schulkinder und Rent­
ner. Sie bündeln d ie Garben w ie­
der m it der «Hand, w ie  es vor 
der Zeit der Mähdrescher war, 
und ihre m it aufs F e ld  gebrach­
ten Enkel, K inder und kleinen 
Brüder spielen zwischen zu 
Schrott gefahrenen Traktoren, 
fü r die es kein Benzin und 
keine neuen Zylinderköpfe g ib t. 
Und wenn der SED nicht im  
letzten Augenblick eine amerika­
nische Kartoffelkäfer-Invasion, 
eine heimtückische Sabotageak­
tion ausländischer Agenten oder 
etwas anderes ein fällt, w ird  sie 
es schwer haben, die enorme 
Verlustquote einer chaneenxei- 
ehen Ernte zu begründen.
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Ein Wechsel 
auf die Zukunft

D T. Genf war. so sehr dieses 
V ierertreffen von seinen k läg­
lichen Vorläufern abwich, nur 
ein Wechsel auf die Zukunft, 
der hoffentlich honoriert w er­
den w ird. Diese Konferenz auf 
„höchster Ebene“ war von vorn­
herein nicht gedacht und ge­
plant als eine Konferenz zur 
L ö s u n g  der Problem e, son­
dern zur V o r b e r e i t u n g  
der Lösung. Sie sollte m it der 
Autorität der Regierungschefs 
die Haltung der beteiligten 
Mächte zu den verschiedenen 
Problem en verbindlich klären 
und ihre weitere Behandlung 
auf Grund gemeinsamer D irek­
tiven sicherstellen. Sie wollte, 
kurz gesagt, weitere Konferen­
zen der Außenminister erm ög­
lichen und beschließen, auf de­
nen dann gemäß den gegebenen 
Richtlinien die Lösung der P ro ­
bleme praktisch versucht w er­
den sollte.

Von dem allgemeinen E rgeb­
nis der Genfer Konferenz kann 
also nur der enttäuscht sein, 
der von ih r mehr erwartete, als 
ihr von vornherein aufgegeben 
war. An dieser Stelle wurde 
immer w ieder der Standpunkt 
vertreten, daß m it Genf ein 
diplomatischer Prozeß beginne, 
der längere Zeit dauern und 
über eine zusammenhängende 
Serie von Konferenzen führen 
werde. Genf w ar der Start zu 
diesen Bemühungen. Darin liegt 
die praktische Bedeutung des 
Viermächte-Treffens, und es be­
steht kein Anlaß, sie zu schmä­
lern. In  der fast zehnjährigen 
Dauer des Kalten K rieges ha­
ben sich die ungelösten P ro ­
bleme in einer Fü lle aufgestaut 
und in einer W eise kompliziert, 
die Positionen der Mächte haben 
sieh in Aktion und Reaktion so 
verhärtet, daß vernünftigerweise 
von einer sechstägigen Verhand­
lung der Regierungschefs w irk­
lich keine effektiven Lösungen 
erwartet werden konnten. Es 
hat sieh in jener tragischen Zeit

ein Knäuel gebildet, das nur in 
bedächtiger und geduld iger A r­
beit en tw irrt werden kann.

D a s  n e u e  K l im a

Man darf im  B lick  auf die 
kommende Entwicklung fo lgen ­
des nicht übersehen: die in ter­
nationale Entspannung, die 
schon im gemeinsamen W illen  
zu  der Begegnung auf „höchster 
Ebene“ sichtbar geworden war, 
w urde in Genf deutlich bestätigt 
und durch den persönlichen 
Kontakt der Regierungschefs 
w eiter vertieft. A lle  Mächte 
w ollen  heute diese Entspan­
nung. D ie M otive hierzu mögen 
verschieden sein. Man hat in 
Moskau wahrscheinlich b egrif­
fen, daß die P o litik  Stalins, die 
der W e lt statt des Friedens den 
K a lten  K r ie g  bescherte, auch 
unter dem Gesichtspunkt der 
eigenen sowjetischen Interessen 
verfeh lt war. W enn diese E r­
kenntnis da ist, dann ist sie m it 
ziem licher Sicherheit eine F o lg e ­
w irkung der westlichen Po litik , 
die nach langem Schwanken 
E in igkeit, Entschlossenheit und 
Geduld miteinander zu verbin­
den wußte. A u f allen Seiten 
dürfte ferner die Einsicht ge­
wachsen sein, daß jede Politik , 
an deren Ende der moderne 
A tom krieg stehen könnte, ein 
entsetzlicher Irrtum  und eine 
sinnlose Selbstvernichtung sein 
würde.

Das Ziviilingsprobleni
Es entspricht dem wirklichen 

R ang der Deutschlandfrage, daß 
sie im Mittelpunkt der Genier 
Konferenz und auch im  Zen­
trum ihrer Schwierigkeiten g e ­
standen hat. Sie w ird, w ie sich 
leicht Voraussagen läßt, diesen 
R ang behalten und auch auf 
kommenden Konferenzen die 
S treitfrage Nummer 1 sein. Das 
lieg t vor allem daran, daß die 
Sow jets bei a ller guten Bereit­
schaft zur Entspannung doch in 
dieser Frage noch nicht zu den 
Konzessionen bereit sind, die 
das neue K lim a im Sinne prak­
tischer Lösungen wirklich 
fruchtbar machen könnte. D ie 
Neigung Moskaus, die Deutsch­
landfrage „auf E is zu legen", 
und der Sicherheits- und A b ­
rüstungsfrage den Vorzug zu 
geben, verkennt eine sehr w ich­
t ig e  Tatsache, der die „T im es“ 
m it den W orten Ausdruck gab, 
daß „ein geteiltes Deutschland

offenkundig in  sich selbst ruhe­
los und eine Quelle umfassen­
derer Unruhe“ sein werde.

A lle  W ege zu einem System 
der europäischen Sicherheit füh­
ren also Uber die W iederver­
einigung Deutschlands. Ih r V or­
rang ist außerdem auch darin 
begründet, daß die Bundes­
republik, um eine Anerkennung 
und sogar Versteinerung der 
deutschen Spaltung zu verm ei­
den, niemals M itg lied  eines 
Sicherheitspaktes sein könnte, 
wenn nicht gleichzeitig die W ie ­
dervereinigung Deutschlands e r­
fo lg t. D ie Hartnäckigkeit, m it 
der die Sowjets an ihrer These 
festhielten, daß die deutsche 
W iederverein igung der europä­
ischen Sicherheitsfrage unter­
geordnet sein müsse, hat die 
Genfer Konferenz zeitw e ilig  in 
Gefahr gebracht. H ier  war je ­
denfalls, da die westlichen 
Freunde der Bundesrepublik an 
der deutschen Grundforderung 
unnachgiebig festhielten, der 
Punkt, an dem sie hätte schei­
tern können. Es ist gut, daß 
man nach hartem Ringen 
schließlich eine Form el gefun­
den hat, die eine gemeinsame 
R ichtlin ie auch fü r die weitere 
Behandlung der von Eden als 
„Zw illingsproblem “ bezeichnete 
Deutschland- und Sicherheits­
frage  enthält.

Die deutsche Verantwortung
Bei der -weiteren Behandlung 

der Deutschlandfrage, die so 
unlösbar m it dem europäischen 
Sicherheitsproblem verquickt 
ist, sind nicht nur das vertrag­
lich gebundene W ort der W est- 
mäehte und die gute Vernunft 
der Sowjetunion engagiert. 
Wachsende Verantwortung trägt 
nun auch die deutsche Politik . 
Sie ist zu einer klugen, aber 
tatkräftigen Aktivität fü r die 
W iedervereinigung mehr als je  
verpflichtet. N icht vier, sondern 
fün f Mächte stehen vor einer 
Aufgabe, an der sie sieh ent­
w eder bewähren oder m it ver­
hängnisvollen Fo lgen  scheitern 
worden. Das g ib t der kommen­
den Reise des Bundeskanzlers 
nach Moskau eine Bedeutung, 
die w eit über die ohnehin ge­
gebene W ichtigkeit der ersten 
deutsch-sowjetischen Begegnung 
seit fast 15 Jahren hinausreicht.



Vorarbeiten für Wiedervereinigung
Maßnahmen zur Wirtschafts-Sanierung Mitteldeutschlands 

München (A P/D PA ). A u f einer Kundgebung in  München im  
Rahmen der studentischen Demonstrationen fü r d ie W iederver­
einigung- Deutschlands haben Bundesminister Tillmanns und 
der PBP-Bundesvorsitzende Dehler betont, daß sich die W ie ­
dervereinigung zunächst auf die Bundesrepublik und die So­
w jetzone beschränken sollte. D ie  P räge  der unter frem der “Ver­
waltung stehenden Ostgebiete könne erst später gelöst werden.
Tillmanns sagte: „A u f keinen 

F a ll darf nach dem Tage X  der 
W iedervereinigung eine K o lon i­
sationsbewegung nach dem 
Osten einsetzen. In  erster L in ie 
müssen die produktiven K rä fte  
Mitteldeutschlands w ieder ge­
weckt werden. E in  Spruchkam- 
raersy.stem w ird  nicht mehr ent­
stehen.“

D er M in ister berichtete von 
der A rbeit des Forschungsbei­
rates der Bundesregierung fü r  
die wirtschaftliche und kultu­
re lle  Gestaltung Gesamtdeutsch­
lands. Der Beirat habe bereits 
Vorschläge fü r die Umstellung 
der Planw irtschaft in der So­
w jetzone in  die westdeutsche 
M arktwirtschaft und vorbeu­
gende Maßnahmen gegen eine 
A rbeitslosigkeit in  der Sow jet­
zone nach der W iederverein i­
gung ausgearbeitet.

„Osten nicht leprakrank“
Dehler kritisierte, daß man 

zehn Jahre lang stets nach dem 
W esten geschaut und die Be­
rührung nach dem Osten ängst­
lich gemieden hat, „als wäre 
man dort leprakrank“. E r  be­
ze ich n te  die Pariser Verträge 
als variationsfähig, so daß sie 
auch von den Sowjets akzeptiert 
werden könnten.

Gesamtdeutsches 
Wirtschaftswunder

Nach Ansicht des Leiters  des 
K ie le r  Instituts fü r W e ltw irt­

schaft, P ro f. Baade (SPD ), w er­
den Zwangswirtschaft und L e ­
bensmittelbewirtschaftung in 
der Sowjetzone schon am Tage 
nach der W iedervereinigung 
Deutschlands aufgehoben w er­
den können. „E ine M illiarde D M  
Investitions- und Starthilfe fü r 
die Ostzone fü r die ersten zwei, 
drei Jahre werden genügen, um 
ein gesamtdeutsches W ir t ­
schaftswunder zu erzielen, das 
unser westdeutsches W ir t ­
schaftswunder noch in den 
Schatten stellt."

W ehrgesetze 
sind in Kraft

Bonn (D P A ). Bundespräsident 
Henss liat das F re iw illigen ­
gesetz und das Gesetz über den 
Personalgutacliter-Aiisscbiiß un­
terzeichnet. W ie  das Bundes­
präsidialamt m itteilte, Unter­
zeichnete er außerdem „d ie  Erste 
Anordnung des Bundespräsiden­
ten über dié Bienstgradbezeich- 
nuñgen, d ie Ernennung und 
Entlassung sowie über die Uni­
formen der fre iw illigen  Solda­
ten“ . D ie Gesetze wurden dar­
aufhin verkündet und in K ra ft  
gesetzt.

Wehrpflicht in Österreich
W ien  (A P ). D ie beiden öster­

reichischen Regierungsparteien
—  Volkspartei und Sozialisten
— haben sich geeinigt, daß die 
D ienstzeit im künftigen öster­
reichischen Bundesheer neun 
Monate beträgt. Es besteht all­
gemeine Wehrpflicht.

„Die Freiheit bricht aus44
Saargesetz verkündet — Der Wahlkampf beginnt

Saarbrücken (AP/D PA ). D ie 
Saarregierung hat die v ier Ge­
setze zur Herstellung der demo­
kratischen Freiheiten an der 
Saar verkündet. M it diesem 
Tage beginnt d ie dreimonatige 
Vorbereitungszeit fü r d ie Volks­
abstimmung im  Saargebiet, die 
am 23. Oktober stattfmdet. Das 
ist auf den T ag  genau ein Jahr 
nach Unterzeichnung des deutsch- 
französischen Saarabkommens, 
das Gegenstand der Abstim ­
mung ist.

D ie Verkündung der Saar­
gesetze erfo lg te schlagartig, 
kurz nachdem die europäische 
Kommission fü r das Saar-Refe­
rendum in  einer Sitzung fest-

BHE nicht mehr Koalitionspartner
»  t-i.-o j  - .  Nicht in die OppositionBeschluß der Parteiführung 

Bonn (A P/D PA ). Der JSHE 
betrachtet sieh nicht mehr als 
zur Bonner Regierungskoaiition 
gehörend. Dies hat der Bundes­
ausschuß der Parte i als Fo lge  
des Austritts der M in ister K ra ft  
und Oberländer aus der Parte i 
und Fraktion beschlossen.

Das Ausscheiden des E H E  aus 
der Koalition  bedeutet nach 
Auffassung unterrichteter Kreise 
nicht, daß der Rest-BHE, der 
nach dem Austritt der beiden

M inister und sieben Abgeordne­
ten noch ü£)er 18 Abgeordnete 
im  Bundestag verfügt, in die 
Opposition geht. Ferner ist es 
auch noch offen, ob der Bundes­
kanzler m it dem1 Ausscheiden 
des B H E  aus der Koalition  die 
Zweidrittel-M ehrheit fü r kom­
mende verfassungsändernde 
Wehrgesetze verloren hat. Bei 
der Verabschiedung des F re i­
w illigengesetzes hat der BHE 
für das Gesetz gestimmt.

gestellt hatte, daß die Gesetze 
m it den Beschlüssen der W est­
europäischen Union vom 11. Mai 
übereinstimmten. G leichzeitig 
w ar von der Kontrollkom m is­
sion festgestellt worden, daß 
gegen  die Inkraftsetzung der 
Gesetze durch die Saarregierung 
keine Eimvände vorzubringen 
sind.

D ie saarländische Bevölkerung 
nahm von der Verkündung der 
Gesetze und dem Anlaufen der 
Dreimonatsfrist, die von den 
saarländischen Zeitungen in 
großer Aufmachung heraus- 
geste lit wurden, ohne besondere 
Bewegung Kenntnis. Led ig lich  
ein geflügeltes W ort is t ver­
schiedentlich zu hören: „D ie
Freiheit bricht aus.“

D ie Bekanntmachung der Saar­
gesetze im  Am tsblatt bildet 
gleichzeitig den Auftakt fü r den 
Wahlkampf. D ie saarländischen 
Sozialisten (SPD ) begannen ihn 
Sonnabend abend m it einer 
Massenversammlung in Saar­
brücken, die m it Kabarett una 
Tanz ausgeschmückt war. D ie 
deutschen Parteien  an der Saar 
können ab sofort ihre Tätigkeit 
aufnehmen. Ebenso können die 
Zeitungen der deutschen Saar- 
Opposition jetzt erscheinen.



Bulganins „einziger Weg'
D T . B e i '  seiner Ankunft in 

Ostberlin hat der sowjetische 
M inisterpräsident Bulganin die 
Ausführungen zur Deutschland­
frage  w iederholt, die er bereits 
in  der Schlußsitzung der Genfer 
Konferenz gemacht hatte. E r 
stellte die sowjetische und die 
westliche These zu dieser Frage 
einander gegenüber und er­
klärte, daß die Sow jetregierung 
bei der Erörterung des Deutsch­
landproblems auch weiterhin 
unerschütterlich ihre L in ie  ver­
fo lgen  werde. W as er im einzel­
nen hierzu sagte, das ist nicht 
neu, sondern bildet gerade das 
Zentrum der ost-westlichen M ei­
nungsverschiedenheiten in  der 
Deutschlandfrage, die nach dem 
Genfer Start Gegenstand w eite­
rer Konferenzen sein werden.

Deutlicher als jemals zuvor 
hat jedoch Bulganin die sow je­
tische Theorie von den beiden 
„souveränen deutschen Staaten” 
entwickelt, die sich nach 1945 
auf dem Territorium  Deutsch­
land geb ildet hätten und von 
denen jeder seine eigene w irt­
schaftliche und gesellschaftliche 
Ordnung habe. Hieraus fo lgerte 
der sowjetische Regierungschef, 
daß eine „mechanische V er­
schmelzung“ der beiden Te ile

Deutschlands nicht möglich sei. 
V ielm ehr müsse vor der W ie ­
dervereinigung ein Zusammen­
w irken beider erfolgen, —  eine 
Annäherung „auch in den inner­
deutschen Angelegenheiten". Das 
sei der einzig mögliche W eg  zur 
W iederverein igung Deutsch­
lands.

Das ist allerdings ein fü r die 
Fre ihe it der deutschen. W ieder­
verein igung sehr gefährlicher 
W eg, auf dem w ir  den Sowjets 
nicht fo lgen  können. E r dient 
nämlich offenbar dem Zweck, 
dem organisierten Kommunis­
mus Pankows Einwirkungen 
auch auf Westdeutschland zu 
ermöglichen, d ie von der dor­
tigen  Bevölkerung leidenschaft­
lich abgelehnt werden. Sogar 
die Deutschen der Zone wollen 
das nicht.

Im  übrigen ist die von Bul- 
ganin form ulierte Begründung 
dieser These durchaus falsch. 
Erstens nämlich denkt niemand 
an eine „mechanische Verschmel­
zung“ , sondern an den ganz 
organischen A k t einer Volksent­
scheidung durch fre ie Wahlen. 
Zweitens ist es nicht richtig, 
daß sich auf deutschem1 Boden 
zw ei Staaten verschiedener w irt­
schaftlicher und gesellschaft-

Cordell Hull gestorben
Washington (D PA ). Cordeil 

Hull, der während der ganzen 
Regierungszeit Präsident Roose­
velts von 1933 bis 1944 amerika­
nischer Außenminister war, ist 
in  W ashington im  A lte r von 
83 Jahren gestorben.

D T . Cordell H u ll gehörte zu 
den vornehmsten Gestalten der 
amerikanischen P o litik  in  der 
Ära Franklin D. Roosevelts. Der 
aus Tennessee Gebürtige war 
Jurist und galt als eine der 
größten Autoritäten fü r inter­
nationale W irtschafts-, Zoll- 
und Steuerfragen. In  den ersten 
Jahren der Präsidentschaft 
Roosevelts hat H u ll die ameri­
kanische Außenpolitik maßgeb­
lich beeinflußt. E r war erb itter­
ter Gegner des imperialistischen 
Vordringens H itlers, Mussolinis 
und Japans. Seine Hauptsorge 
galt der Festigung der ameri­
kanischen W irtschafts- und K u l­
turbeziehungen zu Südamerika.

Während des zweiten W e lt­
krieges wurden H u ll und das

ihm  unterstellte State Depart­
ment immer mehr von den 
eigentlichen großen Entschei­
dungen atigedrängt, die P räs i­
dent Roosevelt selbständig traf. 
Das sogenannte „Küchenkabi­
nett“  Roosevelts, in  dem dessen 
persönlicher Berater H arry  H op­
kins eine w ichtige R o lle  spielte, 
w ar meist einflußreicher als der 
Außenminister. Es kam vor, 
daß Roosevelt H u ll monatelang 
nicht empfing. Darum1 konnte 
das State Department nur ge­
ringe Einwirkung auf die späte­
ren Friedensregelungen m it 
Deutschland, Ita lien  und Japan 
ausüben. D ie M orgenthau-Poli- 
tilc wurde von H u ll aus Grün­
den der Menschlichkeit und Ge­
rechtigkeit abgelehnt.

H u ll trat im  Novem ber 1944 
w egen Krankheit zurück und 
wurde von Stettinius abgelöst. 
D er Aufbau und die Prinzipien 
der Vereinten Nationen jedoch 
sind weitgehend das Verdienst 
des Verstorbenen.

licher Ordnung „geb ildet" hät­
ten, sondern diese Ordnung
wurde der sowjetischen Besat­
zungszone gegen den erklärten 
W illen  der Bevölkerung mit 
brutaler Gewalt aufgezwungen; 
hierdurch ist die Spaltung
Deutschlands eigentlich herbei­
geführt worden. Schließlich hat 
die sowjetische Regierung — 
zuletzt in  dem der Genfer K on ­
ferenz vorgelegten Entwurf
eines Sicherheitspaktes — im ­
m er w ieder betont, daß sie auf 
ihre in  den Viermächte-Abma- 
chungen festgelegten Rechte und 
Pflichten in der Deutschland­
frage nicht verzichte. Das aber 
ist die ausdrückliche Anerken­
nung . der Verantwortung der 
Sowjetunion und der W est­
mächte fü r die W iederverein i­
gung Deutschlands. Es ist eine 
Verantwortung, die sich nicht 
verschieben und übertragen läßt.

W ie  in alten Zeiten . . .
Moskau (D PA/AP). Etwa 3000 

Ukrainer warteten dieser Tage 
zwei Stunden lang, um eine D e­
legation amerikanischer Land­
wirtschaftsexperten in Dnjepro- 
petrowsk begrüßen zu können. 
D ie M enge durchbrach die po li­
zeilichen Absperrungen und be­
reitete den Amerikanern einen 
begeisterten Empfang. Eine 
Gruppe sowjetischer Studenten 
r i e f : „Lan g  lebe die Freund­
schaft zwischen dem sow jeti­
schen und dem amerikanischen 
Volk .“  Westliche Korresponden­
ten, die die Delegation beg lei­
ten, äußerten, der Em pfang der 
Amerikaner auf dem Lande er­
innere an die Zeit der Zusam­
menarbeit zwischen den USA 
und der Sowjetunion während 
des letzten Krieges.

Schwere Unwetter im 
Salzkammer gut

W ien (AP/D PA ). Schwere Un­
w etter haben das Salzkammer­
gut in  Österreich heimgesucht 
und mindestens zw ö lf Todes­
opfer gefordert sowie große 
Verwüstungen angerichtet.

Stundenlange Wolkenbrüche 
verwandelten Gebirgsbäche in 
reißende Gewässer und ließen 
den Wasserspiegel des Traun­
sees sprunghaft steigen. Eben­
fa lls überaus starke RegenCälle 
wurden aus T iro l, aus N ieder­
bayern, der Oberpfalz un$ aus 
dem W einbaugebiet an der M o­
sel gemeldet.



Die Studenten der Weltrevolution
Merkwürdiges von sowjetzonalen Universitäten

Im mer häufiger berichten Sowjetzonen-Studenten von selt­
samen Gepflogenheiten ihrer oftmals unter strengster Geheim­
haltung in den Universitätsbetrieb eingeschleusten ausländi­
schen Kommilitonen. In  der Hauptsache geht es dabei um An­
gehörige westlicher Länder bzw. Bewohner Afrikas. D iese eng­
lischen, amerikanischen, ägyptischen und Neger-Studenten w er­
den von den Hochschulbehörden als „fortschrittliche, in ihren 
Heimatländern verfo lgte Demokraten“ ausgegeben. Während 
der Studienzeit verschwinden sie viertel- und halbjahresweise 
aus den Körsälen, angeblich auf Heimaturlaub. W as steckt 
hinter dieser zunehmenden Ausländer-Invasion?
Man muß dazu wissen, daß 

bis zum letzten K r ie g  jährlich 
mehr als zehntausend Jung­
kommunisten aus aller W e lt an 
Sowjetuniversitäten erzogen, an­
schließend auf Spionageschulen 
geschickt und im Rahmen der 
Kom intern später in ihren H e i­
matländern eingesetzt wurden. 
E tw a ein Fün ftel a ller Funk­
tionäre des heutigen SED-Zen- 
tralkomitees hat eine derartige 
Ausbildung hinter sich. In  ihren 
Heimatstaaten machten diese in­
tellektuellen Jungkommunisten 
dann oftmals ein Examen, w o­
bei sie Zeugnisse und Prom o­
tionsurkunden sowjetischer U n i­
versitäten vorweisen konnten.

Bonn (Eigenm eldung). D ie 
Bundesregierung w ill einer grö­
ßeren Zahl von europäischen 
Staaten die Abschaffung des 
Paßzwanges im  Reiseverkehr 
zwischen der Bundesrepublik 
und diesen Ländern vorschlagen. 
Wenn sich die Länder dazu 
nicht bereit finden, w ill die 
Bundesregierung notfalls auch 
einseitig auf den Paßzwang für 
Reispnde verzichten.

Deutsche Reisende brauchten 
dann fü r die Überquerung der 
Grenze nach diesen Staaten statt 
des Reisepasses nur noch den 
einfachen Personalausweis vor­
zulegen. Das g ilt  zunächst fü r 
die Länder, m it denen Abkom­
men über die Rücknahme von 
illegalen Grenzgängern abge­
schlossen worden sind, w ie die 
Schweiz, die Niederlande, Däne­
mark, Schweden und Norwegen.

Vorher muß aber das deut­
sche Paßgesetz geändert w er­
den. In  parlamentarischen K re i­
sen wurde angekündigt, daß 
die Fraktionen des Bundestags 
gleich nach den Sommerferien 
ein entsprechendes In itiativ-

Lange blieb verborgen, daß 
diese „Studenten“ neben ihrer 
wissenschaftlichen A rbeit eine 
parallelgeschaltete .und fun­
dierte Ausbildung im Nachrich­
tendienst bekamen.

4000 „Nachrichtenschiiler“
Nach dem K r ie g  stoppten die 

Sow jets aus zweierlei Gründen 
diese bis dahin bewährte A k­
tion:

1. Sie fürchteten, daß die in­
zwischen klüger gewordenen 
W est-Staaten nun ihrerseits be­
obachtende „Studenten“ ein­
schleusen würden und schränk­
ten aus Sicherheitsgründen die 
Zahl der in  die Sowjetunion ge-

gesetz vorlegen  wollen. Für 
einen späteren Zeitpunkt ist er­
wogen worden, die jetz igen  P e r ­
sonalausweise im  Bundesgebiet 
abzuschaffen und sie durch 
einen Reisepaß zu ersetzen, der 
dann zu niedrigeren Gebühren 
ausgegeben werden müßte. Da­
m it w äre fü r a lle deutschen 
Reisenden das Prob lem  gelöst.

550000 Wohnungen
Bonn (D PA ). In  diesem Jahr 

sollen in  Westdeutschland rund 
550 000 Wohnungen fertiggeste llt 
werden. Dam it würde das Bau­
ergebnis des vergangenen Jah­
res übertroffen, in  dem 541 000 
Wohnungen bezugsfertig gew or­
den sind.

Blinder Lkw-Passagier
Helmstedt (A P ). A ls „blinder 

Passagier“ kam ein 19jähriger 
sowjetzonaler Zollbeamter vom 
Kontrollpunkt Marienborn auf 
einem westdeutschen Lastzug in 
Helmstedt an. Grund seiner 
abenteuerlichen Reise: E r bat 
um politisches Asyl.

ladenen ausländischen Spionage- 
scliüler ein.

2. E in Examen der Sowjet- 
Universitäten K iew , Leningrad 
oder Moskau w ar inzwischen an­
rüchig geworden. Dam it stieg 
die Gefahr der „Enttarnung" 
fü r die Eleven des M W D . Man 
verlegte also kurzerhand die 
Studienplätze dieser Geheim­
dienstschüler nach Warschau, 
Prag, Le ip zig  und Ostberlin. 
H ie r  verschwinden sie dann in 
gew issen Zeiträumen zu „Stu­
dienfahrten“ in die Sowjetunion 
oder auf als „FDGB-Heim e“ ge­
tarnte Wollweber-Schulen in der 
Sowjetzone. Gegenwärtig w er­
den in  der Zone —  grob ge ­
schätzt —  mindestens 3000 bis 
4000 solcher künftigen Sabotage- 
und Nachrichtenschüler ausge- 
bildet.

Falsche Namen
Fast alle tragen falsche N a­

men und leben unter einer „L e ­
gende“ . Man überführt sie leicht, 
indem man sich fü r ihren an­
geblichen Heim atort, ihre V er­
wandten und. ihren früheren B e­
ru f interessiert. Zumeist zieht 
man sich damit aber auch die 
Überwachung des Staatssicher­
heitsdienstes zu, der die „Stu­
diker“  w ie seinen Augapfel be­
hüten muß.

Wird S-Bahn nach 
Wannsee gesperrt?

Berlin. (Eigenmeldung). D ie 
Sowjetzonen - Beichsbahndirek- 
tion  in  O stbirlin  tr ifft  Vorbe­
reitungen zur Einstellung des 
S-Bahn-Verkebrs auf der Strecke 
Potsdam—Wannsee.

Damit soll die kürzeste di­
rekte Bahnverbindung zwischen 
Potsdam  (Sowjetzone) undW est- 
berlin aufgehoben werden. Die 
geplante Sperre ist im  Rahmen 
der endgültigen Fertigstellung 
des sogenannten Güteraußenrin- 
ges um1 Berlin  vorgesehen.

Verlautbarungen aus dem 
Reichsbahnamt 4 in Potsdam 
zufolge soll es vom 1. August 
an jederzeit möglich sein, die 
Strecke Potsdam—Wannsee auf­
zuheben oder nur noch von den 
„Durchläufer-Zügen“ befahren 
zu lassen, die ohne Halt in 
W estberlin täglich morgens und 
abends zwischen Potsdam und 
Friedrichstraße verkehren.

Vorschlag Bonns: Ohne Paßzwang!
Reisende sollen nur noch Personalausweise vorzeigen



Betriebsleitung darf Arbeiter bestrafen Fíuc,h í X opo'Diensi_ B erlin  (D P A ). Ttn p.rstfvn TTnlh..
Neue Disziplinarordnung in der Zone

E in  typisches Merkmal der sowjetischen Arbeitsgesetzlieh- 
keit is t d ie Strafbefugnis des von der Parte i eingesetzten Be­
triebsleiters gegenüber Arbeitern und Angestellten. Geringste 
Verstöße gegen  die strenge Arbeitsdisziplin werden m it Lohn­
abzügen, Strafversetzungen und sogar Zwangsarbeit geahndet. 
In  den neuen Wettbewerbsbedingungen der „volkseigenen“  In ­
dustrie sind erstmals „disziplinarische Verpflichtungen“ ähn­
licher A rt  enthalten.

Danach w ird  die materielle, 
disziplinarische und arbeits­
m äßige Verantwortlichkeit der 
A rbeiter und Angestellten fest- 
gelegt.

M aterielle Verstöße sind: Aus­
schußproduktion über die vom  
Betrieb eingeplante Quote hin­
aus, „Vergeudung von M aterial“ 
und „fahrlässige Beschädigung 
von Produktionsm itteln“. D iszi­
plinarische Verstöße: Zuspät­
kommen, Fernbleiben von P ro ­
duktionsberatungen usw. D ie 
„Arbeitsm äßige Verantwortlich­
keit“  ahndet jeden Verstoß ge­
gen  den Prodüktionsplan des 
Betriebes, sei es durch dauernde 
Nichterfüllung der Norm  oder 
durch _ von der Betriebsleitung 
festgestellte „Bummelei“ . H ier­
unter fä llt  auch das vom  W erk ­
arzt nicht anerkannte Fernb lei­
ben vom  Arbeitsplatz durch 
Krankheit oder anderen tr if­
tigen  Grund.

Willkür der Funktionäre
Bestrafen kann der Betriebs­

le iter durch eine einmalige 
Rüge, die beim  nächsten M al ln  
einen Verw eis und dann in einen 
strengen Verw eis umgewandelt 
w ird. Danach kommt die S traf­
versetzung an einen schlechter 
bezahlten Arbeitsplatz im g le i­
chen Betrieb, die erst durch

„halbjährige vorbildliche A r ­
beit“ rückgängig gemacht w er­
den kann. M aterielle Verstöße 
sollen durch Lohnabzug bestraft 
werden, sobald die entsprechen­
den Verfügungen verabschiedet 
worden sind.

M it diesen Methoden w ird  
einer W illkü r der Betriebsfunk­
tionäre Vorschub geleistet, über 
die A rbeiter in Großbetrieben 
seit langem K lage  führen. Um 
sich selbst gegenüber den staat­
lichen Planstellen fü r offenkun­
dige Planungsfehler und Norm ­
überspitzungen zu rehabilitie­
ren, verhängen diese Funktio­
näre Strafen und Mehrarbeit g e ­
gen ihre Belegschaftsangehö­
rigen. Zugleich ist diese „D iszi­
plinarordnung" ein. schwerer 
Schlag gegen jene wenigen ge­
werkschaftlichen Rechte, die der 
Sowjetzonenarbeiter mangels 
einer fü r ihn eintretenden Ge­
werkschaft nur noch durch ko l­
legia len  Zusammenhalt in den 
Betrieben wahren kann.

Berlin  (D P A ). Im  ersten H alb­
jahr 1955 sind aus dem sow jeti­
schen Besatzungsgebiet 25 000 
alleinstehende Jugendliche im 
A lte r  bis zu 24 Jahren ge ­
flüchtet.

Davon meldeten sich 14 000 in 
W estberlin  und die übrigen in 
Gießen und Uelzen. D er Anteil 
Jugendlicher im  wehrfähigen 
A lte r  im  täglichen Flüchtlings­
strom  ist nach M itteilung der 
Notaufnahmebehörden unverän­
dert hoch. E r  beträgt bis zu 
40 Prozen t der gesamten Flücht­
lingszahl.

Spionin verurteilt
Frankfurt/Main (A P ) D ie  29- 

jäh rige Ursula Schmidt Wurde 
vom  2. Senat des Oberlandes- 
gerichtes in Frankfurt wegen 
landesverräterischer Beziehun­
gen  zu einer ausländischen 
Macht zu einem Jahr und fün f 
Monaten Gefängnis verurteilt. 
D ie  Angeklagte hatte von 1951 
bis 1953 unter dem Decknamen 
„Garbo“ ihre Tä tigkeit als An­
gestellte auf dem amerikani­
schen M ilitärflugplatz fü r Spio­
nage im  Dienste der Sow jet­
union ausgenutzt. Sie war in­
zwischen nach Kanada ausge­
wandert, wurde dann aber auf 
Grund von belastenden Aus-' 
sagen zweier verhafteter Agen­
ten w ieder nach Deutschland 
ausgewiesen.

Ein Erlebnis in Berlin
Berlin  (AP/D PA). E in  ameri­

kanisches Touristenehepaar, das 
hei einer Besichtigung W est­
berlins versehentlich in  die So­
w jetzone geriet, ist von sow je­
tischen Behörden fast 20 Stun-

Teure Usia-Betriebe
Österreicher sind empört über zusätzliche Forderungen

Schilling abgelöst werden müs­
sen. Diese Beträge sind den Be­
trieben angeblich von der M ili­
tärbank vor^estreckt worden.

D ie österreichische Bevölke­
rung ist empört darüber, daß 
Österreich außer der im  F rie-

W ien  (AI*/DPA). D er öster­
reichische Nationalrat hat die 
Regierung durch ein Gesetz er­
mächtigt, d ie H aftung fü r K re ­
dite an Usia-Betriehe bis ins­
gesamt 800 M ill. Schilling zu 
übernehmen.

Der Kred itbedarf der ehemals 
sowjetischen Usia-Betriebe w ird  
sehr hoch sein, w eil Forderun­
gen der sowjetischen' M ilitä r­
bank an einzelne Usia-Betriebe 
in Höhe von rund 500 M illionen

depsvertrag festgelegten A b ­
lösung fü r die Usia-Betriebe in 
Höhe von 150 M ill, D ollar nun 
noch zusätzlich über 500 M ill. 
Schilling an „K red iten “ zurück­
zahlen muß.

den lang festgehalten worden. 
W ie  die Amerikaner berichte­
ten, waren sie am Potsdamer 
P la tz  statt in die U-Bahn In die 
S-Bahn eingestiegen. Sie gerie­
ten auf dem Bähnllof Friedrich­
straße in einen durchgehenden 
Zug nach Griebnitzsee.

A ls  sie sich dort an sow je­
tische Soldaten wandten, w ur­
den sie zunächst auf dem' Bahn­
hof eine halbe Stunde festgehal- 
ten und dann m it einem M ili­
tärfahrzeug zu der örtlichen so­
wjetischen D ienststelle gebracht. 
Man h ielt sie dort über Nacht 
fest und ließ sie erst am Nach­
m ittag des darauffolgenden T a ­
ges frei. Abschließend sagte der 
Amerikaner: „Berlin  ist be­
stimmt der interessanteste Ort 
unserer zweimonatigen Europa­
reise,“



Statt eines Glückwunsches
W er 1945 geboren wurde, w ird  je tz t zehn 

Jahre alt. Das ist unvermeidlich. Und un­
vermeidlich ist es auch, daß man in  zehn 
Jahren zunimmt an Einsicht und an Cha­
rakter. W enigstens hat es die  Natur als 
Urgesetz so eingerichtet.

Allerdings, sie hat dabei nicht an die 
Zeitungen der Sowjetzone gedacht. D ie 
leben nach volkseigenem Gesetz. Eine von 
ihnen jubilierte am Donnerstag, die „Neue 
Zeit". Vor zehn Jahren wurde sie als Zei­
tung der CDU gegründet, ein B latt m it 
einer Meinung, auf deren E igenständigkeit 
damals Verlaß war. Weshalb die Redak­
teure dann auch ihren P la tz  verlassen 
mußten.

Trotzdem  besteht die „Neue Zeit" jetzt 
seit zehn Jahren, aber —  w ie steht sie 
da? In  jugendlichem A lte r vom  vielen D ie­
nern schon gebeugt, der eigenen W orte 
nicht mehr mächtig, -vo n  fieberhafter 
Selbstkritik geschüttelt, selbst am Ge­
burtstag. Ein B ild  des Jammers —  wenn 
er sich verlohnte. Zehn Jahre und noch 
immer kein Charakter.

übrigens, bei der Zerfetzung der besse­
ren Vergangenheit in  der Jubiläumsaus­
gabe ist auch von den „zersetzender. Glos­
sen“  die Rede, die einst in  diesem Blatte 
standen.

Nun gut, dann kommt's auf eine mehr 
ja  wohl nicht an.

Schon vergessen!
E in  Jahr ist es her, daß der 

F a ll John die Schlagzeilen aller 
Zeitungen fü llte. D ie Flucht des 
Chefs des Bonner Verfassungs­
schutzamtes und seines Freun­
des, des eleganten Frauenarztes 
vom  Kurfürstendamm, Dr. W o lf­
gang Wohlgemuth, w ar eine 
Sensation, die damals wochen­
lang die Gemüter erregte. Ge­
heimnisverrat größten Stils 
wurde prophezeit, den der Mann 
des Geheimdienstes begehen 
sollte, würde und könnte, „W e lt­
w eite Auswirkungen", „Größter 
Schlag gegen die Bundesrepu­
b lik “ , „Im m er neue R ä tse l!"  lau­
teten die Überschriften der M el­
dungen. Peinlichste Enthüllun­
gen wurden vorausgesagt. E r­
klärungen des Bundesinnen­
ministers, ja  sogar des Bundes­
kanzlers selbst waren nötig, um 
die Öffentlichkeit allmählich da­
von zu überzeugen, daß die Si­
cherheit der Bundesrepublik

durch Johns Flucht nicht g e ­
fährdet sei.

E in Jahr ist das je tz t  her. 
Heute spricht niemand mehr 
von den beiden „Helden“ . D ie 
Sensation, die John bereiten 
wollte, w ar hohl. E r blieb, was 
e r wahrscheinlich immer ge­
wesen ist: ein bedeutungsloser 
Niemand, der auf östliche V er­
sprechungen hereinfiel.

Telefone überwacht
Berlin (Eigenmeldung). Dia 

bisher an das sowjetzonale 
Eisenbahn - Telefonnnetz Basa 
angeschlossenen W estberliner 
Schleusenmeistereien in  Char­
lottenburg und Spandau können 
künftig  nur noch Uber eine Zen­
trale im  Sowjetsektor m it den 
anderen Schleusen telefonieren. 
Diese Maßnahme wurde auf An­
weisung des Staatssicherheits­
dienstes getroffen, um die M ög­
lichkeit fü r die Mitbenutzung 
der Schleusentelefone durch an­
gebliche Agenten auszuschalten.

Eine Mutter hofft
Eine 65jährige Frau aus Mün­

ster hat m it der Genfer Kon fe­
renz eine, besondere Hoffnung 
verbunden. Sie schilderte nach 
ih rer Rückkehr, daß es ih r g e ­
lungen sei, einen B rie f an M ar­
schall Bulganin zu übermitteln, 
in  dem -sie um die Freilassung 
ihres jetzt 40jährigen Sohnes 
aus sowjetischer Gefangenschaft 
bat. Sie hatte sich zw ei Tage  in 
Genf vor dis V illa  des M ar­
schalls auf die Straße gesetzt. 
Endlich erregte sie die A u f­
merksamkeit eines Beamten aus 
dem Stabs Bulganins, der Ihr 
m it großer Höflichkeit den 
B rie f abnahm. S ie werde, so 
sagte er, Antw ort aus Moskau 
bekommen. D ie M utter hat ihren 
Sohn zw ö lf Jahrs lang nicht ge­
sehen. Hoffentlich führt ihr 
Schritt zu einem positiven Ern 
g eb n is . , .

Finale in Genf

fällt nicht wieder der Eisern® 
dis nächsten zehn Jahrei"



Verkehr muß unter die E r d e , . .
M i l l i a r d e n - P r o g r a m m  i n  H a m b u r g

Hamburg (Eigenbericht). Hamburg hat je tz t m it großen M it­
teln die Abw ehr der ständig wachsenden Yerkelirsnot begon­
nen, zugleich eine Wendung gegen kurzsichtige 'Wiederaufbau- 
Maßnahmen. E in  gigantisches P ro je k t : Straßenbahnen ver­
schwinden ans der Innenstadt. Statt dessen mehr TJ-Bahn- 
Schäehte unter der C ity. B reite Ost-West- und Nord-Siid-Achsen 
fü r einen flüssigen Autoverkehr, Tunnel unter der E lbe und 
der Außenalster werden gebaut. Das sind ein ige Punkte ans 
dem 3,5-Milliarden-D-Mark-Programm.
D ie engen Straßen sind dem vom Hauptbahnhof über Wands-

Verkehr schon längst nicht mehr bek nach Farmsen vorgesehen,
gewachsen, die Innenstadt er- Danach sollen noch v ie r  weitere
stickt an dem Strom von Autos, U-Bahn-Linien geschaffen wer-
Motorrädern, Fußgängern und den.
Straßenbahnen.

In  einer Denkschrift hat der
Sieben große Hadialstraßen, 

die untereinander r ingartig  ver-

Fü r den Bau dieses Netzes — 
Länge: 180 K ilom eter —  sind 
290 M ill. D M  vorgesehen.

Senat je tz t die umwälzenden bunden werden, sind geplant. 
Pläne vorgelegt. Hauptforde­
rung: D ie hemmenden Straßen­
bahnen müssen aus der Innen­
stadt verschwinden. Deshalb 
sind fü r den ersten Bauab­
schnitt drei neue TT-Bahn-Strek- 
ken vom Jungfem stieg zum Düsseldorf (Eigenmeldung). 
Hauptbahnhof, vom Jungfern- Düsseldorf, das zur Zeit fünf 
stieg über St. Pau li nach Altona Hochhäuser hat, w ill in  den 
und Ottensen und schließlich nächsten Jahren weitere 15 W ol-

B ayreu th  —  einige Wochen Weltstadt
R e k o r d b e s u c h  d e r  R ic h a r d - W a g n e r - F e s t s p ie le  

Bayreuth (D PA ). Zum 5. Male 
nach dem K r ie ge  hat Bayreuth 
fü r Wochen die Atmosphäre

Ehrliche Jugend
Dortmund (D P A ). Das D ort­

munder Polizeipräsidium  lobte 
dieser Tage  die Ehrlichkeit der 
jungen Generation. In  den letz­
ten sechs Monaten haben auf 
Dortmunder Polizeirevieren neun 
K inder 1100 D M  abgeliefert, die 
Erwachsene verloren hatten.

Erfreulicher 
Gesundheitszustand

Bonn (D PA ). Ärztliche Unter­
suchungen von je  500 Schul­
anfängern und 300 Entlassungs­
schülern in westdeutschen 
Städten ergaben, daß die deut­
schen Nachkriegskinder die 
Hungerjahre gut überstanden 
haben. D er Gesundheitszustand 
b ietet nach vierjährigen  Beob­
achtungen ein erfreuliches Bild.

. . .  und Düsseldorf baut Wolkenkratzer

einer W eltstadt angenommen. 
Im  Festspielhaus am „Grünen 
H ü gel“  wurden m it einer A u f­
führung des „F liegenden H o l­
länder“  die diesjährigen Bichard- 
W agner-Festspiele eröffnet.

D ie Oper hat seit 1939 nicht 
mehr auf dem Festspielpro­
gramm gestanden. Ih re Bay- 
reuther W iederaufführung unter 
der Stabführung von Hans 
Knappertsbusch in  der Inszenie­
rung von W olfgang  W agner 
wurde ein glanzvolle? kulturel­
les und gesellschaftliches E re ig ­
nis. Unter den Premierengästen 
befanden sich die Bundesmini­
ster Schröder, Schaffer und See- 
bohm sowie der amerikanische 
Botschafter Conant. Bund 100

Journalisten aus aller W e lt sind 
in Bayreuth eingetroffen. Auch 
die Sowjetzone ist diesmal stark 
vertreten. N ur aus Po len  und 
der Sowjetunion haben sich 
keine Presseleute angesagt.

W ie  W o lfgan g  W agner m it­
teilte, schlug der Kartenverkauf 
in  diesem1 Jahr a lle Bekorde. 
A lle  H otels und Privatquartiere 
sind fü r die kommenden W o ­
chen vo ll belegt.

Schönste „M iß " : Schwedin
Eong Beach (Kaliforn ien) (A P ). 

W ieder einmal ist eine „M iß 
Universum“ gewählt worden. 
F ü r das Jahr 1955 erkor man in 
Ka liforn ien  als „schönste Frau 
der W e lt“  „M iß Schweden“ , die 
21jährige blonde H illev i Bom- 
bin. „M iß  Germany“ , die 24jäh- 
r ige  M arg it Nünke, wurde Vierte.

kenkratzer errichten, von denen 
der des Bathauses unmittelbar 
am Bhein 120 M eter hoch ge­
baut werden soll. D ie Mg^nes- 
mann AG. w ird  noch in diesem 
Jahr m it ihrem 85 M eter hohen 
Verwaltungsgebäude beginnen, 
das ebenfalls am Strom errich­
tet w ird. Das Phönix-Ithein- 
rohr-Hochhaus am Bande des 
Hofgartens ist fü r 95 Meter 
Höhe geplant. Landesregierung 
und Landesversicherungsanstalt 
w ollen  zwei 16stöckige Häuser 
bis zu 55 M eter hoch erstellen.

Filme im Amerika-Haus
Ständige kostenlose F ilm vor­

führungen m it den neuesten 
Wochenschauen werden fü r Be­
sucher aus dem Ostsektor Ber­
lins und der Ostzone im  
A m a r i k a h a u s  a m  N o l -  
l e n d o r i p l a t s  gezeigt. 
ISÄ Iich  ab 13 Uhr in  stünd-

licher Folge. Letzte  Vorführung 
um 1? Uhr. Sonnabends Beginn 
um 14 Uhr; sonntags Beginn 
um 15 Uhr.

Jugendfilmstunde fü r K inder 
aus dem Ostsektor und der Ost­
zone jeden Sonntag um 14 Uhr.

SSO, herhören!
D er kleine TA G  w ird  ver- 

»andt und verteilt ohne 
¿Rücksicht auf die politische 
Gesinnung des Empfängers. 
Gegner sind als Empfänger 

| sogar besonders beliebt, 
(denn sie haben es nötiger 
|als andere, die W ahrheit zu 
|erfahren. W er Verdacht hat, 
pdaß seine Post überwacht 
Iw ir d ,  kann den kleinen TAG 
Ijjalso ruhig bei der Polizei 
ijoder beim Bürgermeister- 
jam t oder bei seiner Dienst- 
jstelle abgeben. Übrigens 
jjw ird er auch dort gern 
gelesen.
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